
Pflicht zur Grundsteuererklärung Oktober 2022 
 
Sie besitzen eine Eigentumswohnung oder ein Grundstück? Dann müssen Sie bis spätestens 
31.10.2022 eine Grundsteuererklärung bei Ihrem zuständigen Finanzamt abgeben. 
Übergangsfristen werden darüber hinaus nicht gewährt. Die gesetzliche Regelung, in welcher 
Form genau die Grundsteuererklärung abgegeben werden muss, ist von Bundesland zu 
Bundesland unterschiedlich. Ab 1. Juli ist die ELSTER-Schnittstelle geöffnet: Erklärungen 
können nur auf elektronischem Weg übermittelt werden. 
 
Wenn Sie keinen Steuerberater zur Hand haben: keine Panik! Der ist auch gar nicht nötig. Mit 
dem Tool LAMA ist der sonst sehr aufwändige und komplizierte Prozess ganz einfach 
durchführbar. Mithilfe eines intelligenten Frage-Antwort-Assistenten werden die 
Steuerformulare befüllt. Ihre Angaben werden überprüft und wo nötig ergänzt. Ein Wohn- und 
Nutzflächenrechner ist integriert, denn diese Angaben sind teilweise ebenfalls vonnöten. Die 
Aufbewahrung aller Dokumente ist durch einen anwaltlichen Dokumenten-Safe sichergestellt. 
Mit LAMA umgehen Sie die Kosten für einen Steuerberater, dessen Honorar sich am Wert der 
Immobilie orientiert – das kann unter Umständen ins Geld gehen! mit dem exklusiven 
Gutschein-Code, den Sie bei Interesse erhalten, sparen Sie bei dem schon knapp bemessenen 
Produktpreis für LAMA von 39,90 € noch einmal 5 €. 

 
 
Versicherer raten zu erhöhter Cybersicherheit 
 
Der Konflikt zwischen Russland und dem Westen findet auch im digitalen Raum statt, wie seit 
Jahren bekannt ist. Immer wieder führten die Spuren aufsehenerregender Cyberattacken nach 
Russland. Infolge der Zuspitzung im Ukrainekrieg rechnen die hiesigen Versicherer nun mit 
vermehrten Hackerangriffen auf Ziele in Deutschland. Grundlage dieser Einschätzung ist auch 
eine von forsa im Auftrag des Bundesverbands der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) 
durchgeführte Umfrage unter Mittelständlern, von denen 60 Prozent von einer verschärften 
Bedrohungslage ausgehen – wenngleich nur 16 Prozent ihr eigenes Unternehmen akut 
gefährdet sehen. 
 
„Es könnte nicht nur zu gezielten Angriffen auf einzelne Unternehmen kommen, sondern auch 
zu breiter angelegten Attacken – zum Beispiel mit Schadsoftware, die massenhaft per Mail 
versendet wird“, warnt GDV-Hauptgeschäftsführer Jörg Asmussen. Zu den sinnvollen 
Schutzmaßnahmen gehört auch eine Cyberversicherung, die Unternehmen wie Privatleute bei 
Prävention und Schadensfall-Management unterstützt und das unvermeidliche Restrisiko mit 
einer finanziellen Deckung entschärft. 

 
 
Kryptos sind nicht so unkorreliert wie vielfach behauptet 
 
Für Investments in Kryptowährungen wurde auch mit dem Argument geworben, dass es 
keinerlei Korrelation mit anderen Assetklassen – vornehmlich aus der sogenannten 
Realwirtschaft – gebe. Damit seien Bitcoin, Ether & Co. vorzüglich zur Diversifikation eines 
Portfolios geeignet.  



 
Wie sich nun im Zuge der großen Baisse an den Börsen zeigt, war diese Behauptung voreilig. 
Die Kryptokurse sind auf breiter Front abgeschmiert, der gesamte Digitalwährungsmarkt 
schrumpfte auf weit weniger als ein Drittel der drei Billionen Euro zusammen, die er zu seinen 
Hochzeiten umfasste. Der Bitcoin, Leitwolf und Schwergewicht des Marktes, unterschritt die 
psychologisch wichtige Marke von 20.000 US-Dollar. Im letzten November noch lag er bei über 
67.000 Dollar. Ether sank auf unter 1.000 Dollar, nachdem die Nummer zwei des Marktes im 
November an der 5.000-Marke gekratzt hatte.  
 
Immerhin: Wer weiterhin an das Potenzial der Kryptowährungen glaubt, hat dieser Tage 
formidable Einstiegsgelegenheiten. Bitcoin-Fans verweisen darauf, dass der Kurs schon drei Mal 
ähnliche Abstürze erlebt und dennoch immer wieder neue Rekordhöhen erklommen hat. Daraus 
kann man mit gutem Willen eine Gesetzmäßigkeit herauslesen. Risikofreude jedenfalls, das 
zeigt die jüngste Entwicklung einmal mehr, brauchen Kryptoanleger ebenso wie robuste Nerven. 

 
 
Kfz-Versicherungsprämien im Sog der Inflation 
 
Die allgemeine Preissteigerung dürfte nach Einschätzung der auf Versicherungen spezialisierten 
Ratingagentur Assekurata auch auf die Prämien in der Kfz-Versicherung durchschlagen. Zwar ist 
die Zahl der Schäden seit Pandemiebeginn – durch Lockdowns, Reisebeschränkungen und vor 
allem Homeoffice – zurückgegangen, doch die durchschnittlichen Reparaturkosten steigen seit 
vielen Jahren rasant an.  
 
Ausschlaggebend ist vor allem die Teuerung von Ersatzteilen, die weit über der allgemeinen 
Preissteigerung liegt. Betrug diese zwischen 2013 und 2021 insgesamt 13 Prozent, so legten die 
Preise für Kfz-Ersatzteile im selben Zeitraum um 44 Prozent zu. Noch mehr waren es 
beispielsweise bei Rückleuchten (67 Prozent) und Kofferraumklappen (60). 
 
Angesichts der aktuellen Lieferkettenprobleme und der galoppierenden Inflation müssen sich 
Kfz-Halter also nach Assekurata-Einschätzung auf unangenehme Nachrichten zum Jahresende 
gefasst machen. Ein Wechsel des Anbieters bzw. Tarifs ist noch bis zum 30. November möglich 
und kann sich merklich auszahlen. Doch Vorsicht: Die gängigen Online-Vergleichsrechner bilden 
jeweils nur einen Ausschnitt der verfügbaren Angebote ab. 

 
 
Offene Immobilienfonds: stabil auf niedrigerem Niveau 
 
Wenngleich die Ukrainekrise für die deutschen offenen Immobilienfonds (OIF) bislang kaum 
direkte Auswirkungen zeigte, verspüren die Fondsmanager Gegenwind durch Zinswende, 
Inflation und gewachsene Investitionsunsicherheiten. In der Folge ist die Vermietungsquote 
leicht – um 0,3 Prozent – auf 94 Prozent gesunken. Dessen ungeachtet bescheinigt das Berliner 
Analysehaus Scope in seiner Marktstudie „Offene Immobilienfonds 2022“ der Assetklasse ein 
gutes Rendite-Risiko-Profil. Als Grundlage dieser Einschätzung dienen Ratings von 17 OIF, die 
insgesamt mehr als 100 Milliarden Euro verwalten.  
 



„Anleger müssen aktuell mit niedrigeren, risikoadjustierten Renditen leben als noch vor einigen 
Jahren“, dämpft Sonja Knorr, Head of Alternative Investments bei Scope, indes zu hohe 
Investorenerwartungen. Die stärksten Renditebringer sind Wohnimmobilien, die den 
untersuchten Fonds zuletzt im Schnitt 4,7 Prozent einbrachten. Gewerbeimmobilien dagegen 
trugen nur 2,2 Prozent ein. 

 
 
Betriebliche Pflegeversicherung: ein Hebel gegen die Pflegekostenkrise? 
 
Immer mehr Menschen brauchen ambulante oder stationäre Pflege, ein Trend, der noch viele 
Jahre anhalten wird. Die gesetzliche Pflegeversicherung ist darauf schlecht vorbereitet: Schon 
heute fährt sie jeden Monat ein Defizit von rund 400 Millionen Euro ein. An Beitragserhöhungen 
wird kein Weg vorbeiführen. Auch der Eigenanteil dürfte weiter steigen, derzeit liegt er für 
einen Platz im Pflegeheim bereits bei durchschnittlich über 2.100 Euro. Private Pflegevorsorge 
wird somit für alle, die nicht über ein Vermögen verfügen, noch wichtiger. Bisher zeigen sich die 
Bundesbürger allerdings nach wie vor zurückhaltend.  
 
Eine tragende Rolle könnte nach Meinung verschiedener Experten zukünftig die betriebliche 
Pflegeversicherung einnehmen. Für die Absicherung des Pflegekostenrisikos über die Firma 
wurde vor einem Jahr eine erste tarifvertraglich vereinbarte Branchenlösung ins Leben gerufen: 
CareFlex für Chemie- und Pharmaunternehmen hat bereits fast eine halbe Million Beschäftigte 
überzeugt. Diese erhalten, je nach Ausgestaltung, mindestens 1.000 Euro pro Monat, wenn sie 
stationär pflegebedürftig werden. Auch einzelne Unternehmen jeder anderen Branche können 
eine betriebliche Pflegevorsorge per Kollektivvertrag abschließen und so im Buhlen um 
Fachkräfte punkten. 

 
 
Privatanleger treiben nachhaltige Investments voran 
 
Nach einer Erhebung des Forums Nachhaltige Geldanlagen (FNG) hat das Volumen sogenannter 
verantwortlicher Investments im vergangenen Jahr die Zwei-Billionen-Euro-Grenze 
überschritten: Von 1,9 Billionen (2020) stieg es auf 2,2 Billionen. Zu der Anlageklasse werden 
nicht nur Fonds gerechnet, die Artikel 8 oder 9 der EU-Offenlegungsverordnung entsprechen 
und damit als nachhaltig gelten, sondern alle Investments, deren Asset-Manager in den 
Prospekten und Bedingungen maßgebliche ESG-Kriterien benennen. ESG steht für Umwelt 
(Environment), Soziales und gute Unternehmensführung (Governance). 
 
Treiber der Entwicklung sind insbesondere Privatanleger: Sie steigerten ihr Engagement in 
nachhaltigen Publikumsfonds, Mandaten und Spezialfonds um 230 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Institutionelle Investoren dagegen hielten in diesem Segment – allerdings von 
höherem Niveau ausgehend – 26 Prozent mehr als 2020. Insgesamt umfassen die nachhaltigen 
Anlagevehikel ein Volumen von 410 Milliarden Euro, von denen 131 Milliarden auf 
Privatanleger entfallen. 

 
 
Coronainfektion steht PKV-Abschluss nicht im Wege 



 
Wird meine private Krankenversicherung (PKV) infolge der Coronapandemie teurer? Kann ich als 
Genesener noch in die PKV wechseln? Diese Fragen treiben derzeit viele um, die entweder 
privat krankenversichert sind oder damit liebäugeln und bereits mit Covid-19 infiziert waren.  
 
Der Vorstandsvorsitzende der Deutschen Aktuarvereinigung Herbert Schneidemann gab kürzlich 
im Branchenmagazin procontra Entwarnung: Auf die Prämienanpassungen zum kommenden 
Jahr dürften die Corona-Sonderausgaben keine Auswirkungen haben. Denn zum einen stehen 
ihnen Einsparungen durch aufgeschobene oder abgesagte Untersuchungen und Eingriffe 
gegenüber. Und zum anderen dürfen die Versicherer vorübergehende Ereignisse wie eine 
Pandemie nicht in die Prämien „einpreisen“. Mit einem Corona-bedingten Beitragsanstieg sei 
deshalb nicht zu rechnen. 
 
Auch Wechselwillige können beruhigt sein: Einem Neuabschluss einer PKV steht eine Infektion 
nicht im Wege. Sie muss aber beim Antrag im Zuge der Gesundheitsfragen angegeben werden, 
damit der Versicherer nach einem schweren Erkrankungsverlauf oder bei Long-Covid-
Symptomen das Kostenrisiko adäquat abschätzen kann. 

 
 
 
 
DWS-Greenwashing-Skandal: Hat Deutschland ein Corporate-Governance-Problem? 
 
Diese Frage stellen sich ausländische Medien wie der britische „Telegraph“ derzeit angesichts 
der Turbulenzen bei der größten deutschen Fondsgesellschaft DWS. Die Kommentatoren 
erinnert der Fall an den Wirecard- und den Dieselskandal, die bereits ein schales Licht auf die 
deutschen Unternehmensführungsstandards warfen. Gleichwohl ist der aktuelle DWS-Skandal 
sicherlich einige Nummern kleiner.  
 
Die Deutsche-Bank-Tochter hatte Aktientitel als nachhaltige Investments angepriesen, die das 
verkaufsfördernde Label nicht verdienten. Im Raum stehen nun Vorwürfe des Prospekt- und 
Kapitalanlagebetrugs, denen in den USA und in Deutschland nachgegangen wird. Ende Mai 
rückten die Behörden mit rund 50 Leuten in Frankfurt am Main zur Durchsuchung der DWS-
Zentrale an, kurz darauf trat Vorstandschef Asoka Wöhrmann zurück. Im Juni verweigerte die 
Union Investment, drittgrößter Shareholder der DWS, dann die Entlastung des Vorstands. Der 
erhielt zwar dennoch die nötige Mehrheit, kann sich aber kräftig abgewatscht fühlen.  
 
 


